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20 . 03 . 2002 


Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (15. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Horst Friedrich (Bayreuth), Hans-Michael 
Goldmann, Dr. Karlheinz Guttmacher, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der FDP 
- Drucksache 14/6963 - 


Punktekatalog überarbeiten - Verkehrssünderkartei entrümpeln - Bonussystem 
ausbauen 


A. Problem 

Die Fraktion der FDP hat einen Antrag mit dem Ziel eingebracht, das 50-jäh- 
rige Jubiläum zum Anlass zu nehmen, alle in der Flensburger Verkehrssünder- 
kartei enthaltenen Eintragungen mit 3 und weniger Punkten zu tilgen, die 
Registrierungsfrist für Verkehrsdelikte mit bis zu 3 Punkten von 2 Jahren auf 
1 Jahr zu verkürzen, das vorhandene Bonussystem bei freiwilliger Nachschu- 
lung auszubauen und dabei Ersttätern die Gelegenheit zu verschaffen, bei De- 
likten bis zu 3 Punkten durch eine freiwillige Nachschulung den Eintrag ganz 
zu verhindern und bei schwereren Delikten die Zahl der einzutragenden Punkte 
zu reduzieren und den Verwamungs-, Bußgeld- und Punktekatalog zu entrüm- 
peln und so zu überarbeiten, dass eine bessere Gewichtung nach der Elnfall- 
trächtigkeit der Vergehen gewährleistet wird. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags zu Ziffer 1 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der 
Fraktion der FDP sowie zu Ziffer 2 bis 4 mit den Stimmen der Fraktionen 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP 


C. Alternativen 


Annahme des gesamten Antrags oder alternativ lediglich Annahme der Ziffern 
2 bis 4 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 



Drucksache 14/8644 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/6963 - abzulehnen. 


Berlin, den 13. März 2002 


Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Eduard Oswald Rita Streh-Hesse 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Drucksache 14/8644 


Bericht der Abgeordneten Rita Streb-Hesse 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Drucksache 
14/6963 in seiner 198. Sitzung am 8. November 2001 bera- 
ten und an den Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen zur federführenden Beratung und an den Innenaus- 
schuss sowie den Rechtsausschuss zur Mitberatung 
überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der Antrag auf Drucksache 14/6963 hat zum Ziel, das 
50-jährige Jubiläum zum Anlass zu nehmen, alle in der 
Flensburger Verkehrssünderkartei enthaltenen Eintragungen 
mit 3 und weniger Punkte zu tilgen, die Registrierungsfrist 
für Verkehrsdelikte mit bis zu 3 Punkten von 2 Jahren auf 
1 Jahr zu verkürzen, das vorhandene Bonussystem bei frei- 
williger Nachschulung auszubauen und dabei Ersttätern die 
Gelegenheit zu verschaffen, bei Delikten bis zu 3 Punkten 
durch eine freiwillige Nachschulung den Eintrag ganz zu 
verhindern und bei schwereren Delikten die Zahl der einzu- 
tragenden Punkte zu reduzieren und den Verwamungs-, 
Bußgeld- und Punktekatalog zu entrümpeln und so zu über- 
arbeiten, dass eine bessere Gewichtung nach der Unfall- 
trächtigkeit der Vergehen gewähleistet wird. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Innenausschuss hat den Antrag in seiner 90. Sitzung 
am 13. März 2002 beraten und empfiehlt dessen Ablehnung 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP. 

Der Rechtsausschuss hat den Antrag in seiner 119. Sitzung 
am 13. März 2002 beraten und empfiehlt dessen Ablehnung 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktion der 
FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion der CDU/CSU. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im 
Ausschuss 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat 
die Vorlage in seiner 79. Sitzung am 13. März 2002 bera- 
ten. Er empfiehlt, den Antrag abzulehnen. Auf Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU wurde zunächst über Ziffer 1 und 
dann über die Ziffern 2 bis 4 des Antrags abgestimmt. Zif- 
fer 1 des Antrags wurde mit den Stimmen der Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS 


gegen die Stimmen der Fraktion der FDP abgelehnt. Ziffern 
2 bis 4 des Antrags wurden mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen und der Fraktion der PDS gegen die Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und FDP abgelehnt. 

Die Fraktion der SPD erklärte, sie sehe keine sachlichen 
und rechtlichen Gründe für eine Amnestie. Das bestehende 
Punkte- und Bonussystem werde ständig an die Gegeben- 
heiten angepasst. Zu der vorgeschlagenen Reduzierung der 
Tilgungsfrist von zwei auf ein Jahr sei aufgrund der statisti- 
schen Daten festzustellen, dass die Auffälligkeiten überwie- 
gend erst im zweiten Jahr begännen und deshalb mit dem 
Vorschlag der Fraktion der FDP die Präventivwirkung abge- 
baut werde. Das gelte aber auch für den Vorschlag, bereits 
bei drei Punkten mit einer freiwilligen Verkehrsschulung 
einen Eintrag in die Verkehrssünderkartei vermeiden zu 
können. Sie könne keiner Forderung des Antrags der Frak- 
tion der FDP zustimmen. 

Die Fraktion der CDU/CSU kritisierte, es fehle für die For- 
derung nach einer Amnestie an einer rationalen Begründung. 
Sie werde deshalb den ersten Punkt des Antrags ablehnen. 
Die F orderung nach einer Verkürzung der Registrierfrist halte 
man für überlegenswert. Dadurch könne eine zusätzliche Mo- 
tivation geschaffen werden. Das bisher bestehende Bonus- 
system habe seine Wirkung gezeigt. Man müsse aber bereit 
sein, auf dem eingeschlagenen Weg weiter fortzuschreiten 
und den Vorschlag der Fraktion der FDP in Erwägung ziehen. 
Für sinnvoll halte man die „Durchforstung“ und „Entrümpe- 
lung“ des Verwamungs- und Punktekatalogs. 

Die Fraktion der FDP führte aus, nur sehr wenige Führer- 
scheininhaber würden mehr als drei Punkte ansammeln. Ein 
Ziel des Antrags sei es, den Ballast der Eintragungen mit bis 
zu drei Punkten bereits ein Jahr früher abzuwerfen, sofern 
bis zur Tilgung der Eintragung keine neuen Auffälligkeiten 
hinzukämen. Auch solle das Bonussystem so verändert wer- 
den, dass demjenigen, dem eine Eintragung bis zu drei 
Punkten in Flensburg drohe, die Chance gegeben werde, 
durch Nachschulungen eine Eintragung zu vermeiden. Es 
sei auch Ziel des Antrags, das Punktesystem nach der Rele- 
vanz der Vergehen anzupassen. Insgesamt werde dies dazu 
führen, dass die Akzeptanz verkehrsrechtlicher Vorschriften 
weiter erhöht werde. 

Die Fraktion der PDS erklärte, sie halte den Antrag für 
populistisch und in seinen Gmndgedanken für wenig demo- 
kratiefreundlich. Gnadenakte seien Zeichen absolutistischen 
Denkens. Insgesamt beinhalte für sie der Antrag einen unse- 
riösen Umgang mit dem wichtigen Thema der Verkehrs- 
sicherheit. 


Berlin, den 13. März 2002 

Rita Streb-Hesse 

Berichterstatterin 
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